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Der Bundesminister 
für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

II A/5 - 0 4418 Hlb - 57/59 


Bad Godesberg, den 22. Oktober 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wiederherstellung des früheren Reditszustands auf 
dem ehemaligen Fliegerhorst Oedheim 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Simpfendörfer, 
Bausch und Genossen 
— Drucksache 1267 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet ; 

Es darf vorweg bemerkt werden, daß der in der Anfrage 
erwähnte Sammelpaditvertrag zwischen dem Deutschen Reich 
— Reichsfiskus (Luftfahrt) — und den Grundstückseigentümern 
am 30. September 1941 (nicht: 1931) geschlossen wurde. 

In diesem Pachtvertrag hatte sich das Deutsche Reich ver- 
pflichtet, bei Beendigung des Pachtverhältnisses den zur land- 
wirtschaftlichen Benutzung des Grundstücks erforderlichen 
Zustand wiederherzustellen oder die durch Maßnahmen des 
Reichs eingetretene etwaige Wertminderung zu entschädigen. 

Auf dem Pachtgelände wurden in der Folgezeit militärische 
Anlagen, wie z. B. Straßen und Rollbahnen, errichtet. Die 
früheren Grundstücksgrenzen wurden hierbei teilweise beseitigt. 

Seit Kriegsende 1945 sind die gepachteten Grundstücke für 
öffentliche Zwecke nicht mehr in Anspruch genommen worden, 
vielmehr wieder in den Besitz der Eigentümer und deren 
Eigennutzung übergegangen. 

Nach Inkrafttreten des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 
5. November 1957 haben die Grundstückseigentümer in ins- 
gesamt 443 Anmeldungen Ansprüche auf Nutzungsentschädi- 
gung, auf Ersatz von Wertminderungen oder auf Wiederher- 
stellung des früheren Zustandes und der früheren Grund- 
stücksgrenzen geltend gemacht. 

Die rechtliche Prüfung dieser Ansprüche führt zu folgendem 
Ergebnis : 

t 

Da die Grundstücke nach Kriegsende für öffentliche Zwecke 
nicht mehr in Anspruch genommen und auch keine sonstigen 
Maßnahmen getroffen wurden, aus denen auf den Willen zur 
Fortsetzung des Pachtverhältnisses durch das Reich zu schließen 
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war, ist an dem Sammelpachtvertrag vom 30. September 1941 
nicht festgehalten worden. Damit gilt der Pachtvertrag nach 
§ 8 Abs. 2 in Verbindung mit § 7 des Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetzes als mit dem 31. Juli 1945 aufgelöst. Die ver- 
traglichen Ansprüche der Verpächter auf Wiederherstellung 
des früheren Zustandes, auf Zahlung von Entschädigungen 
für Wertminderungen oder auf Leistung von Nutzungsent- 
schädigungen sind erloschen. Eine Leistungsverpflichtung des 
Bundes besteht nicht (§ 1 Allgemeines Kriegsfolgengesetz). 
Auch die Voraussetzungen des § 19 AKG, der sich mit An- 
sprüchen befaßt, die sich gegen das Reich oder gegen den 
Bund aus der Beeinträchtigung oder Verletzung fremden 
Eigentums ergeben könnten, liegen nicht vor. Die Oberfinanz- 
direktion Stuttgart als die gesetzliche Anmeldestelle hat des- 
halb die nach dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz geltend 
gemachten Ansprüche der Grundstückseigentümer zu Recht 
abgelehnt. Die Ablehnungsbescheide sind bis auf wenige Fälle 
bereits rechtskräftig geworden. 

Soweit die Grundstücke in einem solchen Umfange durch 
Maßnahmen des Reichs verändert worden sind, daß den 
Eigentümern nicht zugemutet werden kann, diese Grundstücke 
zu behalten, können die Eigentümer nach den §§23 und 24 
AKG vom Bund verlangen, diese Grundstücke gegen Entschä- 
digung zu Eigentum zu erwerben. Da der Bund bei diesem 
Verfahren unwirtschaftlichen Streubesitz erwerben müßte, wäre 
ich bereit, in Fällen dieser Art zur Abwendung der Erwerbs- 
pflicht des Bundes im Vergleichswege einen angemessenen 
Vomhundertsatz der derzeitigen Grundstückswerte an die 
Eigentümer zu zahlen. 

Dr. Lindrath 
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